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Arbeiten, wann man will und damit Kollegen aus der Misere helfen: Das soll ein niederländisches Arbeitszeitmodell ermöglichen, das jetzt an der Universitätsmedizin Rostock startet. Im UniFlexTeam kommen Pflegekräfte zusammen, die flexible Arbeitszeiten benötigen und einspringen, wo andere ausfallen.

\"Damit reagieren wir auf den sich zuspitzenden demografischen Wandel und den damit einhergehenden Fachkräftemangel\", sagt Pflegevorstand Annett Laban. \"In wenigen Jahren verabschieden wir zahlreiche Pflegekräfte in den Ruhestand und Nachwuchs ist nur schwer zu finden. Daher müssen wir jetzt aktiv werden und neue Wege in der Personalgewinnung und -bindung gehen.\"

Dieser Weg führte in die Niederlande: Dort wurde ein Konzept entwickelt, das dabei helfen soll, Personalausfälle aufzufangen. \"Im Stationsteam kommt es immer wieder, sowohl kurz-, mittel- als auch langfristig, zu Lücken, sei es durch Urlaub, Krankheit oder Weiterbildungen\", so Caren Erdmann. Um die Patienten weiterhin auf hohem Niveau zu versorgen und das Personal zu entlasten, gibt es der Projektleiterin zufolge im UniFlexTeam Pflegekräfte, die diese Lücken besetzen. So müsse niemand mehr aus dem Frei geholt werden.\"

Die Mitarbeiter im UniFlexTeam werden variabel auf die Stationen geholt. \"Jeder hat einen festen Dienstplan, der an seine speziellen Bedürfnisse angepasst ist\", so Erdmann. \"Von uns kommt dann - je nach Bedarf - die Info, auf welcher Station er diesen Dienst ableistet.\" Das Modell eignet sich damit vor allem für diejenigen, die das normale 3-Schichtsystem vor Probleme stellt. \"Viele Fachkräfte möchten gern zurück in den Pflegeberuf, sind aber in ihrer aktuellen Lebensphase auf flexible Arbeitszeiten angewiesen\", sagt Pflegevorstand Laban und nennt Alleinerziehende, die ihre Arbeit mit den Kitazeiten vereinbaren müssen.

[med.uni-rostock.de](http://www.med.uni-rostock.de)

 {#Sec2}

Dr. Markus Zimmerman, Professor für pflegerische Versorgungsforschung und seit April 2017 Gründungsdekan des Departments für Pflegewissenschaft der Hochschule für Gesundheit (hsg Bochum), wurde in der konstituierenden Sitzung der Departmentkonferenz zum Dekan gewählt. Die acht stimmberechtigten Mitglieder der Konferenz wählten zudem Prof. Dr. Daniela Holle zur Prodekanin des Departments für Pflegewissenschaft. Holle ist seit März 2019 Professorin für Gesundheits- und pflegewissenschaftliche Forschungsmethoden an der hsg Bochum. Ihre Amtszeit endet, ebenso wie die Amtszeit des Dekans, nach vier Jahren am 21. Juli 2024.

Zimmermann blickte anlässlich seiner Wahl zurück: \"Wir haben uns von einem Studienbereich mit einem einzigen Studiengang hin zu einem Department mit fünf akkreditierten Studiengängen entwickelt. In diesem Zeitraum hat sich die Zahl der Professuren verdoppelt, sodass das DPW inzwischen eine der größten pflegewissenschaftlichen Fachbereiche an deutschen Hochschulen ist.\"

[hs-gesundheit.de](http://www.hs-gesundheit.de)
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Die Charité - Universitätsmedizin Berlin bietet erstmalig zum Wintersemester 2020/21 mit dem Bachelorstudiengang Pflege einen primärqualifizierenden Studiengang an, der zur eigenverantwortlichen und professionellen Ausübung der Pflege befähigt. Der Studiengang mit 60 Plätzen ist generalistisch ausgerichtet und qualifiziert für die allgemeine Pflege von Menschen aller Altersgruppen in verschiedenen pflegerischen Versorgungssettings.

Das 7-semestrige Studium führt zum akademischen Grad Bachelor of Science (B.Sc.) und gleichzeitig zum Erwerb der staatlichen Berufszulassung im Gesundheitsfachberuf \"Pflegefachfrau/Pflegefachmann\".

[charite.de](http://www.charite.de)
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Prof. Dr. Patrick Jahn hat am 1. Juli 2020 die Professur \"Versorgungsforschung \| Pflege im Krankenhaus\" an der Medizinischen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg angetreten. Er verstärkt den wissenschaftlichen Schwerpunkt \"Epidemiologie & Pflegeforschung\" der halleschen Universitätsmedizin. Mit der Professur soll eine Schnittstelle geschaffen werden, Erkenntnisse aus der Versorgungs- und Pflegeforschung in die akut-stationäre Praxis einfließen zu lassen, insbesondere in den Schwerpunkt-Bereichen Onkologie, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Alter(n)smedizin.

[medizin.uni-halle.de](http://www.medizin.uni-halle.de)
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Ab sofort liegt ein aktueller Expertenstandard \"Schmerzmanagement in der Pflege\" vor. Dazu wurden die Expertenstandards \"Schmerzmanagement in der Pflege bei akuten Schmerzen\" aus dem Jahre 2011 und \"Schmerzmanagement in der Pflege bei chronischen Schmerzen\" aus dem Jahr 2015 zusammengeführt und aktualisiert. Ab September 2020 werden im Rahmen eines Praxisprojektes in 23 Einrichtungen aus unterschiedlichen Settings die Arbeit mit dem aktualisierten Expertenstandard sowie Möglichkeiten der einrichtungsinternen Qualitätssteuerung mittels eines Indikatorensets in den Blick genommen. Die Ergebnisse werden beim 23. Netzwerk-Workshop am 28.05.2021 in Osnabrück vorgestellt und im Anschluss veröffentlicht.

[dnqp.de](http://www.dnqp.de)
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Die Pflege liegt an der Schnittstelle von menschlicher Beziehungsarbeit und Hightech-Medizin. Dementsprechend vielfältig ist die Bandbreite der möglichen Einsatzfelder digitaler Hilfsmittel. Erstaunlicherweise sind technische Lösungen dennoch bisher kaum im Pflegealltag angekommen, konstatiert das Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb). Einrichtungen und Personal sollten damit nicht allein gelassen werden. Sie benötigen Unterstützung bei der Identifizierung geeigneter Instrumente und beim Aufbau der notwendigen Kompetenzen. In Sachsen-Anhalt und Brandenburg können sich Pflegeanbieter dafür ab sofort an die jeweiligen digitalen Zukunftszentren wenden. Die f-bb geleiteten Einrichtungen agieren u.a. mit einem kombinierten Angebot aus Beratung zu Personal- und Organisationsentwicklung und der Bündelung von Förderangeboten. Auch das Erproben hybrider Lehr-Lernkonzepte gehört zum Portfolio. Ziel ist die Öffnung der Zielgruppe und ihre Heranführung an neue Formate.

[f-bb.de](http://www.f-bb.de)
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\"Die Corona-Pandemie hat vielen Menschen vor Augen geführt, wie unschätzbar wichtig die Arbeit des Pflegefachpersonals ist\", sagt Paul Neuhäuser, Vorsitzender der Geschäftsführung der St. Augustinus Gruppe. Mit der neuen Recruiting-Kampagne \"unverzichtbarfüralle\" will das Unternehmen genau das zum Ausdruck bringen und Mitarbeitende für die Pflege rekrutieren. Für die Motive und Filme schlüpften Pflegekräfte aus den eigenen Einrichtungen in die Haut von Schauspielern.

Gezeigt wird die Vielfalt des Pflegeberufes, der in der St. Augustinus Gruppe viele Facetten hat: Vom somatischen Krankenhaus über die Psychiatrie und Altenpflege bis hin zur Heilerziehungspflege in der Behindertenhilfe. Die Kernaussage: \"Bei uns erfährt die starke Leistung der Pflege große Anerkennung!\", so Paul Neuhäuser, \"unsere fähigen und motivierten Mitarbeitenden sind unsere besten Botschafter!\"

Crossmedial - auf Plakaten, auf und in Bussen und Bahnen, auf Leuchttafeln, online im Netz und in den Sozialen Medien sowie als Anzeigen - wird einem breiten Publikum die Werbekampagne für Pflegefachpersonen begegnen. Herzstück sind vier kurze Filmclips, die hochemotional und authentisch den Alltag der Fachkräfte zeigen. Die Mitarbeitenden hatten große Freude daran, sich einmal als Schauspieler und Models auszuprobieren.

[st.augustinus.de](http://www.st.augustinus.de)
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Die Pflege gilt als wissensintensives Berufsfeld, bei der ein gelungener Transfer der Theorie in die Praxis von großer Bedeutung ist für eine gute Gesundheitsversorgung. Die Umsetzung des theoretisch erlernten Wissens kann beispielsweise durch computerbasierte Technologien wie Virtual Reality (VR) unterstützt werden. Wie genau das funktionieren kann, untersuchen aktuell Forschende der Fachhochschule (FH) Bielefeld in dem Projekt \"Virtual Reality basierte Digital Reusable Learning Objects in der Pflegeausbildung\" (ViRDiPA). \"Mit unserem Vorhaben wollen wir einen Beitrag zur Digitalisierung des Berufsfelds Pflege leisten\", so Projektleiterin Prof. Dr. med. Annette Nauerth vom Fachbereich Wirtschaft und Gesundheit.

[fh-bielefeld.de](http://www.fh-bielefeld.de)
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Die voraussichtlich mehr als 19.000 Auszubildenden, die allein in diesem Jahr mit der neuen generalistischen Pflegeausbildung in Nordrhein-Westfalen starten, bekommen eine Ombudsstelle. Brigitte von Germeten-Ortmann soll als ehrenamtliche Ombudsfrau vermitteln. Die außergerichtliche Stelle werde künftig dazu beitragen, Streitigkeiten zwischen den Auszubildenden und den Trägern der praktischen Ausbildung in der ambulanten und stationären Alten-, Kranken- und Kinderkrankenpflege beizulegen, betonte Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann bei einem Treffen. Wesentliche Stationen von Brigitte von Germeten-Ortmann waren eine Ausbildung zur Krankenpflegerin, die Leitung einer Krankenpflegeschule, der Abschluss als Diplom-Pflegepädagogin und seit 2004 die Tätigkeit beim Diözesan-Caritasverband Paderborn.

[mags.nrw](http://www.mags.nrw)
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Unter Federführung der Deutschen Gesellschaft für Pflegewissenschaft e.V. (DGP) wurde eine S1-Leitlinie zur \"Sozialen Teilhabe und Lebensqualität in der stationären Altenhilfe unter den Bedingungen der Covid-19 Pandemie\" entwickelt. Diese Leitlinie ist die erste von der DGP verantwortete, die unter dem Dach der Arbeitsgemeinschaft der wissenschaftlichen medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) entwickelt wurde, so Prof. Dr. Renate Stemmer, Vorsitzende der DGP. Die Leitlinie sieht 22 Empfehlungen vor.

[dg-pflegewissenschaft.de](http://www.dg-pflegewissenschaft.de)
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**Gilt das Kündigungsverbot gegenüber einer schwangeren Arbeit- nehmerin im Mutterschutzgesetz auch für eine Kündigung, die der Arbeitgeber vor Beginn der vereinbarten Aufnahme der Arbeitstätig-keit ausspricht?**

Nach § 17 Absatz 1 Nr. 1 Mutterschutzgesetz (MuSchG) ist eine Kündigung gegenüber einer Frau während ihrer Schwangerschaft unzulässig, wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Kündigung die Schwangerschaft (...) bekannt ist oder wenn sie ihm innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Kündigung mitgeteilt wird.

In einem Fall, über den das Bundesarbeitsgericht (BAG) am 27.02.2020 (2 AZR 498/19) entschied, stellte sich die Frage, ob das gesetzliche Kündigungsverbot auch dann gilt, wenn der Arbeitsvertrag zwar abgeschlossen wurde, die Arbeitnehmerin die Tätigkeit jedoch noch nicht aufgenommen hat. Mitte Dezember 2017 schloss eine Rechtsanwaltskanzlei mit einer Frau einen unbefristeten Arbeitsvertrag über eine Tätigkeit als Rechtsanwaltsfachangestellte ab. Die ersten sechs Monate waren als Probezeit vereinbart. Arbeitsbeginn sollte am 1.02.2018 sein. Mitte Januar informierte die Frau die Rechtsanwaltskanzlei darüber, dass bei ihr eine Schwangerschaft festgestellt und aufgrund einer chronischen Vorerkrankung \"mit sofortiger Wirkung ein komplettes Beschäftigungsverbot\" attestiert worden sei. Die Rechtsanwaltskanzlei kündigte das Arbeitsverhältnis mit Schreiben vom 30.01.2018 zum 14.02.2018. Die Arbeitnehmerin erhob Kündigungsschutzklage, mit der sie in allen drei Instanzen - vom Arbeitsgericht über das Landesarbeitsgericht bis zum Bundesarbeitsgericht - Erfolg hatte. Die Rechtsanwaltskanzlei hatte argumentiert, dass das Kündigungsverbot des § 17 MuSchG auf arbeitgeberseitige Kündigungen vor der vereinbarten Tätigkeitsaufnahme keine Anwendung finde. Eine andere Auslegung wäre ein unzulässiger Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit des Arbeitgebers.

Gesundheit und Existenzsicherung {#Sec12}
--------------------------------

Das BAG räumte zwar ein, dass der Gesetzeswortlaut des § 17 MuSchG nicht eindeutig sei. Nach dem Sinn und Zweck des Kündigungsverbotes sei allerdings die Bekanntgabe der Schwangerschaft nach Abschluss des Arbeitsvertrages und vor Aufnahme der vereinbarten Tätigkeit ausreichend, um den Kündigungsschutz zu bewirken. Das Kündigungsverbot bezweckt den Schutz der physischen und psychischen Gesundheit der betroffenen Frau sowie den Schutz ihrer Existenzsicherung. Die Beschränkung der unternehmerischen Freiheit der Arbeitgeber durch das Kündigungsverbot ist verhältnismäßig, um diesen Schutz der betroffenen Frau sicherzustellen. Die Kosten für die Zeiten von Beschäftigungsverboten gemäß §§ 18, 20 MuSchG müssen die Arbeitgeber nicht allein tragen, sondern werden bis auf den Arbeitgeberanteil nach § 7 Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) nach § 1 Abs. 2 AAG vollständig von den Krankenkassen erstattet.
